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Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über einige Fragen der 
Registrierung zur Verfahrenseröffnung durch die Volksgerichte

(Verabschiedet auf der 1.647. Sitzung des Rechtsprechungsaus-­
schusses des Obersten Volksgerichts am 13.4.2015) 1

Bekanntmachung des Obersten Volksgerichts

Die „Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über einige Fra-­
gen der Registrierung zur Verfahrenseröffnung durch die Volksgerich-­
te“ sind auf der 1.647. Sitzung des Rechtsprechungsausschusses des 
Obersten Volksgerichts am 13.4.2015 verabschiedet worden, werden 
hiermit bekannt gemacht und vom 1.5.2015 an angewendet.

Oberstes Volksgericht 
15.4.2015

Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über einige Fragen der 
Registrierung zur Verfahrenseröffnung durch die Volksgerichte

Um zu gewährleisten, dass die Bürger, juristischen Personen und 
andere Organisationen ihr Klagerecht gemäß dem Recht ausüben, und 
zu verwirklichen, dass die Volksgerichte Fälle gemäß dem Recht und 
unverzüglich annehmen, werden gemäß dem Zivilprozessgesetz der 
Volksrepublik China, 2 dem Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepu-­
blik China, 3 dem Strafprozessgesetz der Volksrepublik China 4 und an-­
deren gesetzlichen Bestimmungen die nachfolgenden Bestimmungen 
erlassen.

§ 1 [Registrierungsgrundsatz] Die Volksgerichte führen bei Klage-­
erhebung in Zivilsachen, Klageerhebung in Verwaltungssachen und 
strafrechtlichen Privatklagen in erster Instanz das Verfahrenseröff-­
nungs-­Registrierungssystem durch.

§ 2 [Empfangsbestätigung 5] Bei Klageerhebungen und Privat-­
klagen müssen die Volksgerichte alle Klageschriften annehmen, eine 

1 Quelle des chinesischen Textes: Website des Obersten Volksgerichts, <www.court.gov.cn/fabu-­xiangqing-­14175.html> eingesehen am 20.11.2015.
2 ZPG, ЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝䆐⊩ v. 9.4.1991, zuletzt geändert am 31.8.2012, chinesisch-­deutsch in ZChinR 2012, S. 307 ff.
3 VwPG, ЁढҎ⇥݅੠೑㸠ᬓ䆝䆐⊩ v. 4.4.1989, zuletzt geändert am 1.11.2014, <www.spp.gov.cn/sscx/201502/t20150217_91466.shtml> eingesehen 
am 23.11.2015.
4 StPG, ЁढҎ⇥݅੠೑ߥџ䆝䆐⊩
23.11.2015.
5

(᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢҎ⇥⊩䰶ゟḜᎹ԰ⱘ᱖㸠㾘ᅮ) v. 21.4.1997, abgedruckt in: Neu kompilierte Gesamtausgabe der justiziellen Auslegungen der VR 
China (ᮄ㓪ЁढҎ⇥݅੠೑ৌ⊩㾷䞞ܼк), Beijing 2012, Kap. 3 S. 78 ff.
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-­
fangsdatum angeben.

Bei Klageerhebungen und Privatklagen, die dem Gesetz entspre-­
chen, müssen die Volksgerichte an Ort und Stelle die Registrierung zur 
Verfahrenseröffnung vornehmen.

Bei Klageerhebungen und Privatklagen, die nicht dem Gesetz ent-­
sprechen, müssen die Volksgerichte eine Erläuterung vornehmen.

§ 3 [Muster für Klageschrift] Die Volksgerichte müssen Muster für 
-­

zur Verfügung zu stellen.

Parteien, die beim Verfassen der Klageschrift tatsächlich Schwie-­

Volksgericht in das Protokoll aufgenommen wird. 6 Sind die gesetzli-­
chen Bestimmungen erfüllt, wird die Registrierung zur Verfahrenser-­
öffnung vorgenommen.

§ 4 [Klageschrift 7] Klageschriften in Zivilsachen müssen folgende 
Elemente beinhalten:

1. Name, Geschlecht, Alter, Nationalität, Beruf, Arbeitsstelle, Wohn-­
sitz und Kontaktdaten des Klägers, bei juristischen Personen oder an-­

-­

2. Name, Geschlecht, Arbeitsstelle, Wohnsitz und andere Informati-­
onen über den Beklagten, bei juristischen Personen oder anderen Orga-­

3. das Klagebegehren und mit ihm zusammenhängende Tatsachen 

5. im Falle von Zeugen Angaben über Namen und Wohnsitz der 
Zeugen.

Verwaltungsklageschriften werden wie Klageschriften in Zivilsa-­
chen verfasst.

§ 5 [Privatklagen 8] Privatklageschriften in Strafsachen müssen fol-­
gende Elemente beinhalten:

1. Name, Geschlecht, Alter, Nationalität, Bildungsgrad, Beruf, Ar-­
beitsstelle, Anschrift, Kontaktdaten des Privatklägers oder stellvertre-­
tenden Strafantragstellers 9

2. unter anderem Zeit, Ort, Handlungen, Umstände sowie schädli-­
che Folgen der Begehung der Straftat des Angeklagten

6 Entspricht §§ 120 Abs. 2 ZPG, 189 Abs. 2 StPG.
7 Vgl. § 121 ZPG.
8 Die Vorschrift wiederholt weitgehend § 262 der „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts über die Anwendung des ‚Strafprozessgesetzes der VR 
China‘“ (StPG-­Erläuterungen 2012) (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䗖⫼ǉЁढҎ⇥݅੠೑ߥџ䆝䆐⊩Ǌⱘ㾷䞞
sscx/201502/t20150217_91462.shtml> eingesehen am 23.11.2012.
9 Dabei handelt es sich um das Äquivalent zu den sonstigen Privatklageberechtige im deutschen Recht, also v. a. Angehörige, die privatklageberechtigt 
sind, wenn der Verletzte gestorben ist oder aus anderen Gründen die Privatklage nicht selbst erheben kann, vgl. § 112 S. 2 des Strafprozessgesetzes, § 98 
S. 2 des Strafgesetzes (ЁढҎ⇥݅੠೑ߥ⊩
Gesetze und Verordnungen der VR China (ᮄ㓪ЁढҎ⇥݅੠೑ᐌ⫼⊩ᕟ⊩㾘ܼк), Beijing 2012, Kap. 6 S. 1 ff.) sowie § 260 StPG-­Erläuterungen 2012.
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4. das angerufene Volksgericht und die Zeit der Einreichung der 
 10

6. im Falle von Zeugen unter anderem Angaben über Namen, 
Wohnsitz, Kontaktdaten der Zeugen.

§ 6 [Einzureichende Unterlagen] Parteien, die Klage oder Privat-­
klage erheben, müssen folgende Unterlagen einreichen:

1. Ist der Kläger 11 oder Privatkläger eine natürliche Person, so reicht 
-­

kläger eine juristische Person oder eine andere Organisation, reicht er 
-­

sations-­ oder Institutionscode 12 sowie eine Kopie des Personalauswei-­
ses des gesetzlichen Vertreters oder der maßgeblich verantwortlichen 

-­
reichen, so muss sie eine Erklärung über die Situation der Abmeldung 

2. wer im Auftrag Klage erhebt oder stellvertretend Strafantrag 
stellt, muss eine Vollmacht, den Personalausweis des Vertreters, den 
Personalausweis des stellvertretenden Strafantragstellers und andere 

3. konkrete und klare Informationen etwa über den Namen oder 
die Bezeichnung sowie den Wohnsitz, die dazu ausreichen, den Be-­

die der Zahl der Beklagten, Angeklagten und sonstigen Parteien ent-­

5. mit dem Klagebegehren zusammenhängende Beweise oder Be-­
weismittel. 13

§ 7 [Nachreichungsfrist 14] Wenn die von der Partei eingereichte 
Klageschrift und Unterlagen nicht den Anforderungen entsprechen, 

innerhalb einer bezeichneten Frist zu korrigieren und zu ergänzen.

-­
-­

10 Gemeint sind banalerweise der Name des angerufenen Gerichts sowie das Datum der Privatklageerhebung, vgl. etwa das Privatklageschrift-­Muster 
bei <www.china.com.cn/chinese/law/105774.htm> eingesehen am 17.10.2015.
11 Die Vorschrift verwendet nicht die sonst übliche Bezeichnung ॳਞ, sondern spricht wörtlich vom „Klageerhebenden“. Ob damit eine Differenzierung 
dahingehend getroffen werden soll, dass erst ab Eröffnung des Verfahrens von einem „Kläger“ gesprochen werden kann, ist unklar. Die VE-­Bestimmun-­
gen 1997 verwenden beide Bezeichnungen parallel, vgl. dort etwa § 9.
12

(㒘㒛ᴎᵘҷⷕㅵ⧚ࡲ⊩) v. 28.12.2007, zuletzt geändert am 25.8.2014, chinesisch-­englisch in der Fachdatenbank pkulaw.cn (࣫໻⊩ᅱ), Indexnummer 
⊩ᕟ⊩㾘“ aufruft, sodann 

„⊩ᅱᓩ䆕ⷕ“ anwählt und die Suche mittels „ᶹ䆶“ auslöst). Vgl. dort insbes. § 3: „Organisationen und Institutionen im Sinne dieser Maßnahmen 
bezeichnen nach dem Recht errichtete Organe, Unternehmen, Institutionseinheiten, gesellschaftliche Vereinigungen sowie andere Organisationen und 
Institutionen (ᴀࡲ⊩᠔⿄㒘㒛ᴎᵘˈᰃᣛձ⊩䆒ゟⱘᴎ݇ǃӕϮǃџϮऩԡˈ⼒Ӯಶԧҹঞ݊Ҫ㒘㒛ᴎᵘ).“.
13

৊Ꮰ୘ (Hrsg.), Repetitorium für die Aufnahmeprüfung zum rechtswissenschaftlichen Masterstudi-­
um: Zivilprozessrecht (⊩ᄺ⸩຿㗗ⷨ໡дᣛफ˖⇥џ䆝䆐⊩ᄺ), Beijing 2004, S. 45 m.w.N. zu feingliedrigen Theorienstreitigkeiten unter chinesischen 
Rechtswissenschaftlern. Die Unterscheidung in der vorliegenden Rechtsnorm erscheint dagegen sophistisch, weil ein „Beweis“ im strengen Sinn bei 
Klageerhebung kaum vorliegen kann und auch sonst stets von „Beweisen“ gesprochen wird, wo „Beweismittel“ gemeint sind.
14 Vgl. auch § 9 S. 1 VE-­Bestimmungen 1997 sowie § 208 Abs. 2 „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts zur Anwendung des ‚Zivilprozessgesetzes 
der Volksrepublik China‘“(ZPG-­Erläuterungen 2015) (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䗖⫼ǇЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝䆐⊩ǈⱘ㾷䞞
<www.court.gov.cn/fabu-­xiangqing-­13241.html> eingesehen am 21.11.2015.
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raum, innerhalb dessen das Volksgericht über die Verfahrenseröffnung 
entscheidet, ab dem Tag des Empfangs der korrigierenden und ergän-­
zenden Materialien. 15

Nimmt die Partei innerhalb der bezeichneten Frist keine Korrekturen 
und Ergänzungen vor, wird die Klageschrift zurückgegeben und dies 

-­
klage, wird durch Beschluss oder Verfügung 16

nicht angenommen wird und das Verfahren nicht eröffnet wird. 17

Korrekturen und Ergänzungen nicht den Anforderungen, wird durch 
-­

men wird und das Verfahren nicht eröffnet wird.

§ 8 [Entscheidungsfrist über Verfahrenseröffnung 18] Kann das 
Volksgericht nicht an Ort und Stelle entscheiden, ob die von einer Par-­
tei erhobene Klage oder Privatklage den gesetzlichen Bestimmungen 
entspricht, muss es eine Regelung wie folgt treffen:

1. bei Klageerhebungen in Zivil-­ und Verwaltungssachen muss es 
innerhalb von sieben Tagen ab dem Tag, an dem es die Klageschrift 

 19

2. bei Privatklagen in Strafsachen muss es innerhalb von 15 Tagen 
ab dem Tag, der auf den Tag des Erhalts der Privatklageschrift folgt, 

 20

3. bei Klagen auf Aufhebung durch Dritte 21 muss es innerhalb von 
30 Tagen ab dem Tag, an dem es die Klageschrift erhalten hat, darüber 

 22

4. bei Klagen wegen Vollstreckungseinwänden 23 muss es innerhalb 
von 15 Tagen ab dem Tag, an dem es die Klageschrift erhalten hat, dar-­
über entscheiden, ob es das Verfahren eröffnet. 24

Kann das Volksgericht nicht innerhalb der vom Gesetz bestimmten 
Frist beurteilen, ob die Klageerhebung oder Privatklage den gesetzlichen 
Bestimmungen entspricht, so muss es das Verfahren vorab eröffnen.

§ 9 [Form der Ablehnung] Nimmt das Volksgericht eine Klageer-­
hebung oder Privatklage nicht an oder eröffnet das Verfahren nicht, so 
muss es einen Beschluss oder eine Verfügung in Schriftform ausstellen 

 25

§ 10 [Ablehnungsgründe] Bei den folgenden Klageerhebungen 
und Privatklagen nimmt das Volksgericht keine Registrierung zur Ver-­
fahrenseröffnung vor:

15 ⃵᮹) beginnt.
16 Im Gegensatz zu bisherigen Übersetzungen, die auf die Tradition Münzels zurückgehen (vgl. seine Übersetzung des ZPG von 1982 in Rabels Zeit-­
schrift für ausländisches und internationales Privatrecht 47 (1983), S. 94–127, insbes. S. 113), wird 㺕ᅮ hier mit „Beschluss“ und އᅮ mit „Verfügung“ 
wiedergegeben. Ziel ist eine engere Orientierung am deutschen Sprachgebrauch: Im deutschen Recht bezeichnet die Verfügung grundsätzlich keine 
verfahrensabschließende Entscheidung. In den Fällen, für die § 151 ZPG eine Entscheidung durch 㺕ᅮ vorsieht, würde der deutsche Richter – soweit 
vergleichbar – durchweg durch Urteil oder Beschluss entscheiden.
17 Vgl. § 11 VE-­Bestimmungen 1997.
18 Vgl. auch § 16 VE-­Bestimmungen 1997.
19 Entspricht § 123 S. 3 HS 1 ZPG, vgl. auch § 208 Abs. 2 S. 2 ZPG-­Erläuterungen 2015.
20 Entspricht § 263 Abs. 1 StPG-­Erläuterungen 2012.
21 Entspricht der tierce opposition im französischen Recht, s. §§ 56 Abs. 3 ZPG, 292 ff. ZPG-­Erläuterungen 2015.
22 Entspricht § 293 Abs. 3 S. 1 ZPG-­Erläuterungen 2015.
23 Dabei handelt es sich um eine Art Hauptverfahren der Drittwiderspruchsklage, s. §§ 227 S. 2 ZPG, 304 ff. ZPG-­Erläuterungen 2015, 15 f. „Erläuterun-­
gen des Obersten Volksgerichts über einige Fragen zur Anwendung des Vollstreckungsverfahrens des ‚Zivilprozessgesetzes der VR China‘“ (᳔催Ҏ⇥
⊩䰶݇Ѣ䗖⫼ǉЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝䆐⊩Ǌᠻ㸠⿟ᑣ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾷䞞
der justiziellen Auslegungen der VR China (Fn. ), Kap. 3 S. 301 ff.
24 Entspricht § 305 a.E. ZPG-­Erläuterungen 2015.
25 Entspricht § 123 S. 2 HS 2 ZPG.
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1. wenn die Klage rechtswidrig erhoben wird oder nicht den ge-­

2. wenn sie die Beeinträchtigung der staatlichen Souveränität und 

4. wenn sie staatliche Einheit und die Geschlossenheit der Nationa-­

6. wenn für den Gegenstand der Klage die Volksgerichte nicht zu-­
ständig sind.

§ 11 [Prozesskosten] Zahlt die Partei nach Registrierung zur Ver-­
fahrenseröffnung die Prozesskosten 26 nicht innerhalb der vom Gesetz 
bestimmten Frist, wird dies als Klagerückname behandelt, außer die 
gesetzlich bestimmten Voraussetzungen über den Zahlungsaufschub, 
die Reduzierung oder den Erlass der Prozesskosten sind erfüllt. 27

§ 12 [Interne Weiterleitung 28] Nach der Registrierung zur Verfah-­
renseröffnung muss die Verfahrenseröffnungsabteilung des Volksge-­

-­
lung zur Verhandlung weiterleiten.

§ 13 [Beschwerderecht] Liegen Umstände eines Verstoßes gegen 
Recht oder Disziplin vor, wie etwa, dass eine Klageschrift nicht ange-­
nommen wird, nach Annahme der Klageschrift keine schriftliche Emp-­
fangsbestätigung ausgestellt wird, der Partei der zu korrigierende oder 
zu ergänzende Inhalt der Klageschrift nicht einmalig mitgeteilt wird, 
dass trotz Vorliegens eines Falles das Verfahren nicht eröffnet wird, die 
Verfahrenseröffnung verzögert wird, die Verfahrenseröffnung gestört 
wird oder weder das Verfahren eröffnet noch ein Beschluss oder eine 

vor dem Volksgericht, das die Klage empfangen hat, oder dem überge-­
ordneten Volksgericht Beschwerde erheben.

Das Volksgericht muss innerhalb von 15 Tagen ab dem Tag, an dem 
es die Beschwerde erhalten hat, die Tatsachen ermitteln und der Partei 

disziplinwidriges Verhalten auf, so ermittelt es die Verantwortlichkeit 

ist ein Straftatbestand erfüllt, ermittelt es nach dem Recht die straf-­
rechtliche Verantwortlichkeit.

§ 14 [Neuartige Dienstleistungen] Um die Ausübung des Kla-­
gerechts durch die Parteien zu erleichtern, stellen die Volksgerichte 
Prozessdienstleistungen wie die Online-­Verfahrenseröffnung, die Ver-­
fahrenseröffnung mit Voranmeldung und die Wander-­Verfahrenseröff-­
nung zur Verfügung.

§ 15 [Alternative Streitbeilegung] Die Volksgerichte treiben den 
Aufbau eines pluralistischen Streitbeilegungsmechanismus 29

26 Darunter werden anders als im deutschen Recht lediglich die Gerichtskosten verstanden.
27 Vgl. die „Maßnahmen zur Erhebung von Prozesskosten“ (䆝䆐䌍⫼Ѹ㒇ࡲ⊩) v. 19.12.2006, Erlass des Staatsrats Nr. 481, <www.gov.cn/zwgk/2006-­
12/29/content_483407.htm> eingesehen am 23.11.2015.
28 Vgl. § 15 VE-­Bestimmungen 1997 (innerhalb von zwei Tagen).
29 Vgl. „Einige Ansichten des Obersten Volksgerichts zum Aufbau und zur Vervollständigung der Verbindung prozessualer und nichtprozessualer Mecha-­
nismen zur Lösung von Widersprüchen und Streitigkeiten“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᓎゟܼع䆝䆐Ϣ䴲䆝䆐Ⳍ㸨᥹ⱘ⶯Ⳓ㑴㒋㾷އᴎࠊⱘ㢹ᑆᛣ㾕) v. 24.7.2009, 

-­
᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䖯ϔℹ䌃ᕏĀ䇗㾷Ӭܜǃ䇗߸㒧ড়āᎹ԰ॳ߭ⱘ㢹ᑆᛣ㾕) v. 7.6.2010, 
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sie wählen unter Respektierung der Parteien unter vielfältigen Metho-­
den wie der Volksschlichtung, der Verwaltungsschlichtung, der Bran-­
chenschlichtung und Schiedsverfahren aus, um Rechte und Interessen 
zu schützen und Streitigkeiten aufzulösen.

§ 16 [Treu und Glauben, Vermeidung von Scheinklagen] Die 
Volksgerichte schützen nach dem Recht die Ordnung der Registrie-­

Glauben im Prozess. Bei Störung der Ordnung der Verfahrenseröff-­
nung und Scheinklagen verhängen sie Bußgelder und Haft gemäß den 
einschlägigen Bestimmungen des Zivilprozessgesetzes 30 und des Ver-­

Recht die strafrechtliche Verantwortlichkeit ermittelt.

 „Klageerhebung“ im Sinne dieser Bestimmungen 
bezeichnet die Erhebung einer Klage in Zivil-­ oder Verwaltungssachen 

-­
klage in Strafsachen durch eine Partei.

§ 18 [Zwangsvollstreckung und Staatsentschädigung] Die Arbeit 
der Registrierung zur Verfahrenseröffnung bei Anträgen auf Zwangs-­
vollstreckung und Staatsentschädigung 31 wird gemäß den vorliegen-­
den Bestimmungen durchgeführt.

Bei der Arbeit der Verfahrenseröffnung von Fällen der Berufung, 
des Antrags auf Wiederaufnahme, 32 der Anrufung in Strafsachen, 33 
der erneuten Beratung in der Zwangsvollstreckung 34 sowie der Anru-­

 35

keine Anwendung.

§ 19 [Anwendung] Die Arbeit der Registrierung zur Verfahrenser-­
öffnung durch die Volksgerichte wird gemäß den vorliegenden Be-­
stimmungen durchgeführt.

§ 20 [Inkrafttreten] Diese Bestimmungen werden ab dem 1. Mai 
2015 angewendet. Stehen frühere Bestimmungen über die Verfah-­
renseröffnung mit diesen Bestimmungen nicht im Einklang, so wird 

durchgeführt.

Übersetzung, Paragraphenüberschriften in eckigen Klammern und 
Anmerkungen: Nils Pelzer

ЁढҎ⇥݅੠೑Ҏ⇥䇗㾷⊩⊼䞞ᴀ), Beijing 2010, S. 70 ff.
30 §§ 110–113 ZPG.
31 § 25 Abs. 2 Staatsentschädigungsgesetz (ЁढҎ⇥݅੠೑೑ᆊ䌨ٓ⊩) v. 12.5.1994, zuletzt geändert am 26.10.2012, chinesisch-­deutsch in der Fassung 
vom 29.4.2010 in ZChinR 2012, 133–144.
32 §§ 199 ff. ZPG, 375 ff. ZPG-­Erläuterungen 2015.
33

China“, ЁढҎ⇥݅੠೑ᅾ⊩ -­
nungen der VR China (Fn. 9), Verfassung (ᅾ⊩
34 Dabei handelt es sich um das Äquivalent zur sofortigen Beschwerde gegen die Entscheidung über eine Vollstreckungserinnerung nach deutschem 
Recht, s. § 225 ZPG sowie „Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über einige Fragen der Behandlung von Fällen von Vollstreckungseinwänden 
und der erneuten Beratung durch die Volksgerichte“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢҎ⇥⊩䰶ࡲ⧚ᠻ㸠ᓖ䆂੠໡䆂Ḝӊ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾘 ᅮ
10, <www.court.gov.cn/fabu-­xiangqing-­14406.html> eingesehen am 23.11.2015.
35 § 30 Abs. 1 Staatsentschädigungsgesetz. Dabei handelt es sich technisch ebenso um einen Antrag auf Wiederaufnahme, da der vorangehende „Ent-­

aufgefasst, so auch von Jieyi XIANG, Das neue Staatsentschädigungsgesetz der VR China, in: ZChinR 2012, 120, 124.
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